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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Fragen der öffentlichen Fürsorge 
(13. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Gesetzes über die Fürsorge für Körper- 
behinderte und von einer Körperbehinderung bedrohte Personen 

- Drucksache 1594 - 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Niggemeyer: 


I. Allgemeines 

Der Entwurf eines Gesetzes über die Fürsorge 
für Körperbehinderte und von einer Körperbehin- 
derung bedrohte Personen — Drucksache 1594 — 
wurde in erster Lesung am 13. Juli 1953 im Plenum 
des Bundestags behandelt und ohne Begründung 
und Debatte dem Ausschuß für Fragen der öffent- 
lichen Fürsorge (13. Ausschuß) federführend und 
dem Ausschuß für Fragen des Gesundheitswesens 
(14. Ausschuß) mitberatend überwiesen. Mit der 
Vorlage des Gesetzes trug die Bundesregierung 
einem bereits am 4. April 1951 einstimmig gefaß- 
ten Beschluß des Bundestags Rechnung, der sie er- 
suchte, einen dem Antrag — - Drucksache 1869 — 
entsprechenden Entwurf vorzulegen. 

Der federführende Ausschuß beschäftigte sich in 
26 Sitzungen mit dem Gesetzentwurf. 

In ihrer schriftlichen Begründung betont die 
Bundesregierung, daß der Gesetzentwurf umfang- 
reiche und komplizierte teils auf medizinischem, 
teils auf sozialrechtlichem Gebiet liegende Fragen- 
bereiche berühre, die bedingt hätten, zeitraubende 
Abstimmungen mit den verschiedenen Ressorts 
herbeizuführen und sich über die Materie mit in- 
teressierten Fachverbänden auseinanderzusetzen. 

Diese Tatsache veranlaßte den federführenden 
Ausschuß zu einer gründlichen Vorbereitung auf 
die Beratung des Gesetzentwurfs im einzelnen, d. h. 
zu einer Einführung in die verschiedenartigen 
Probleme der Materie. Dazu dienten Filmvorfüh- 
rungen über Heilmethoden an Körperbehinderten, 
über die Arbeitstherapie und die Rehabilitation. 
Besichtigungen von Anstalten für Körperbehin- 
derte verschiedener Träger vertieften die schon 
gewonnenen Erkenntnisse. Durch Anhören von 
Sachverständigen aller am Gesetz interessierten 
Gruppen und Verbände gewann der Ausschuß 
einen Überblick sowohl über verschiedenartige 


Auffassungen zum Gesamtproblem wie über 
etwaige Ergänzungs- und Verbesserungswünsche. 

An Anstalten wurden besichtigt: Das Oskar-He- 
lene-Heim in Berlin, die Orthopädische Heil-, Lehr- 
und Pflegeanstalt in Volmarstein (Ruhr), die Heime 
der Josefsgesellschaft in Bigge und Erwitte, das 
Versorgungskrankenhaus und die Landes-Ver- 
sehrten-Berufsfachschule Bad Pyrmont. DasSprach- 
heilheim Großburgwedel konnte im Rahmen der 
Besichtigungsfahrt nicht aufgesucht werden. Die 
Leiterin des Heimes, Frau Craney, führte aber im 
Versorgungskrankenhaus in Bad Pyrmont einige 
Kinder vor und demonstrierte, welche Fortschritte 
bei Seelentauben und Hörstummen bei längerer, 
eingehender Behandlung möglich sind. 

Die verschiedenen Besichtigungen führten die 
beteiligten Mitglieder des Ausschusses zu den Kern- 
fragen des Gesetzes, überzeugten sie von der Not- 
wendigkeit einer neuen gesetzlichen Regelung der 
Fürsorge für Körperbehinderte, die weitgehend die 
rechtzeitigen und umfassenden medizinischen Maß- 
nahmen sichert, die notwendige schulische Ausbil- 
dung, das Hinführen zu einem Beruf durch Lehr- 
ausbildung oder Umschulung, und so weit wie 
möglich die Eingliederung in das Erwerbsleben ge- 
währleistet. Gleichzeitig erkannten sie die Bedeu- 
tung einer im Gesetz zu verankernden Siechen- 
pflege, also die Sorge um jene Behinderte, bei 
denen eine Eingliederung nicht möglich ist, weil sie 
dauernd an die Anstalt gebunden sind, und ferner, 
daß es Pflicht des Gesetzgebers und der mit der 
Durchführung betrauten Stellen sei, diesen Betrof- 
fenen ihr Leiden durch Gewährung angemessener 
Bildung und Pflege zu erleichtern. 

Als Sachverständige zum Gesetz wurden in ver- 
schiedenen Sitzungen gehört: Die Vertreter der 
kommunalen Spitzenverbände, Landkreistag und 
Städtetag, die Arbeitsgemeinschaft der Deutschen 
Landesfürsorgeverbände, als Vertreter der Ver- 
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sehrtenverbände der Verband der Kriegsbeschä- 
digten, Kriegshinterbliebenen und Sozialrentner 
Deutschlands (VdK) und der Reichsbund der Kriegs- 
und Zivilbeschädigten, Sozialrentner und Hinter- 
bliebenen, außerdem die Arbeitsgemeinschaft der 
Spitzenverbände der freien Wohlfahrtspflege. Als 
Vertreter der Ärzteschaft wurden die Bundes- 
ärztekammer und die Kassenärztliche Vereinigung 
gehört. Der Ausschuß hat in seinen Beratungen 
zu den von den verschiedenen Sachverständigen 
vorgetragenen Gedanken bzw. Änderungswünschen 
Stellung genommen. 

In einer umfangreichen Grundsatzdebatte ergab 
sich im Ausschuß Einstimmigkeit über folgende 
Fragen: Die Notwendigkeit der Schaffung eines 
Gesetzes für Körperbehinderte ist bedingt durch 
die Uneinheitlichkeit der rechtlichen Bestimmun- 
gen über die Fürsorge für Körperbehinderte in den 
verschiedenen Bundesländern. Der Ausschuß folgte 
in seiner Entschlußbildung der dem Gesetz beige- 
fügten Begründung der Bundesregierung und an- 
erkannte die Vordringlichkeit einer bundeseinheit- 
lichen Regelung vor der Durchführung einer all- 
gemeinen Sozialreform. 

Der Ausschuß sieht einmütig im vorliegenden 
Gesetz ein Teilstück der Sozialreform wegen seines 
umfassenden Ziels, das unter Mitbeteiligung aller 
berufenen Stellen bei Festlegung des Heil- und 
Eingliederungsplans angestrebt wird. So kann der 
vorliegende Entwurf als eine Art Modellgesetz für 
alle noch folgenden Gesetze gelten, die sich mit 
der Rehabilitation oder Eingliederung befassen. 

Um die materiellen Grundlagen des Heil- und 
Eingliederungsplans zu schaffen, bestand im Aus- 
schuß keine Meinungsverschiedenheit darüber, daß 
es notwendig sei, die Maßstäbe der Bedürftigkeit 
entgegen den bisher im Fürsorgerecht geltenden 
Bestimmungen — vor allem bei stationärer Be- 
handlung des Behinderten — wesentlich zu ändern. 
Er glaubte, der allgemeinen Reform des Fürsorge- 
rechtes hier Wegbereiter zu sein. 

Allerdings sah sich der Ausschuß außerstande, 
die Bemessungsgrundlage der Bedürftigkeit, die 
bei stationärer Behandlung gilt, auch für die 
ambulante Behandlung festzulegen. Er sah in der 
Tatsache, daß durch die Anhebung der Bedürftig- 
keitsgrenze bei stationärer Behandlung auf die 
Versicherungspflichtgrenze der Krankenversiche- 
rung der Angestellten ein bedeutend größerer Per- 
sonenkreis in die Betreuung nach diesem Gesetz 
einbezogen wird, eine wesentliche Verbesserung 
der Fürsorge für Körperbehinderte. 

Versorgungsrechtliche Bestimmungen für Behin- 
derte glaubte der Ausschuß nicht einbauen zu 
können, weder eine dem Grade der Behinderung 
entsprechende Rente, noch ein in seiner Höhe fest- 
gelegtes Pflegegeld. Er sieht es als gegeben an, 
daß einem individuell jeweils verschiedenen Be- 
darf oder Mehrbedarf an Pflege fürsorgerechtlich 
Rechnung zu tragen ist und getragen werden kann. 


Dem von verschiedenen Stellen vorgebrach- 
ten Anliegen, hinsichtlich der Beschaffung eines 
Arbeitsplatzes eine Gleichstellung der Körperbe- 
hinderten mit den Schwerbeschädigten durch Un- 
fall oder Krieg in diesem Gesetz zu verankern, sah 
sich der Ausschuß trotz der Bedeutung dieser 
Frage außerstande, da diese Frage nicht in einem 
Fürsorgegesetz, sondern im Schwerbeschädigten- 
gesetz geregelt werden müßte. Auch dem in einer 
Eingabe des Deutschen Gewerkschaftsbundes vor- 
getragenen Wunsch nach Festlegung eines Sonder- 
urlaubs für Körperbehinderte im Sinne dieses Ge- 
setzes konnte der Ausschuß nicht Rechnung tragen, 
weil in einem Fürsorgegesetz keine arbeitsrecht- 
lichen Bestimmungen verankert werden können. 

Der Ausschuß für Fragen der öffentlichen Für- 
sorge sah neben der materiellen Sicherung der 
Ziele des Gesetzes als ein Kernstück die Veranke- 
rung der Meldepflicht verschiedener Personen- 
kreise zur frühzeitigen Erfassung von Körperbe- 
hinderten oder von einer Körperbehinderung be- 
drohten Personen an und sprach sich dementspre- 
chend für eine Meldepflicht aus. 

Der Ausschuß schloß seine zweite Lesung am 
13. September ab. Sämtliche Paragraphen wurden 
in der in der ersten und zweiten Lesung erarbei- 
teten Fassung einstimmig angenommen mit Aus- 
nahme des § 14, bei dem zwei Mitglieder sich we- 
gen des nicht erfolgten Einbaues eines Pflegegeldes 
der Stimme enthielten. 

Die dritte Lesung wurde zurückgestellt, bis die 
Stellungnahme des mitberatenden Ausschusses für 
Fragen des Gesundheitswesens vorlag. Der 14. Aus- 
schuß hat sich in fünf Sitzungen mit dem Gesetz- 
entwurf befaßt, insbesondere mit den §§ 3, 4 und 5, 
also den Fragen der Meldepflicht, der Organisation 
und der Aufgabe der ärztlichen Stellen. Seine 
dem federführenden Ausschuß vorgelegte Stellung- 
nahme sah in diesen drei Paragraphen Änderun- 
gen vor. Die Bedenken des Ausschusses für Fragen 
des Gesundheitswesens bezüglich des § 3 waren vor 
allem aus der Befürchtung entstanden, eine ohne 
Einverständnis des Patienten erfolgte Meldung 
könne das Vertrauensverhältnis zwischen Arzt und 
Patient stören. Der federführende Ausschuß hat 
in echter Sorge auch um dieses Problem den Än- 
derungsvorschlägen des mitberatenden Ausschusses 
weitgehend Rechnung getragen. Er erkennt an, daß 
in dem Voranstellen der Pflichten der Eltern, 
Pfleger und Vormünder im Absatz 1 eine Verbes- 
serung der Fassung des § 3 zu sehen ist. 

Bezüglich des § 3 Abs. 3 nahm der Ausschuß 
zur klareren Herausstellung der Aufgaben der 
Ärzte eine Aufgliederung vor. Er sah sich aber 
veranlaßt, den vom Ausschuß für Fragen des Ge- 
sundheitswesens gestrichenen Absatz 6 des § 3 
wieder einzufügen, der festlegt, wann von einer 
Meldung abgesehen werden kann. Die Ausnahme- 
bestimmung wurde jedoch auf die Ärzte be- 
schränkt. 

Der federführende Ausschuß konnte sich nicht 
entschließen, der vom mitberatenden Ausschuß ge- 
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wählten Überschrift des § 3 zuzustimmen, die lau- 
tete: „Einleitung ärztlicher und fürsorgerischer 
Maßnahmen“. Er sah in dieser Formulierung eine 
Vorwegnahme der organisatorischen Fragen, die 
in § 4 ff. behandelt werden. Er beschloß, die vor- 
geschlagene Überschrift durch das Wort „Melde- 
pflicht“ zu ersetzen. 

In der dritten Lesung des Gesetzes erfolgte die 
einstimmige Annahme aller Paragraphen und des 
Gesamtgesetzes. 

II. Die Bestimmungen im einzelnen 

Zu den beschlossenen Änderungen ist im ein- 
zelnen folgendes zu bemerken: 

Die Änderung der Überschrift des Gesetzes durch 
Hinzufügen des Wortes „(Körperbehinderten- 
gesetz)“ erfolgte, um im allgemeinen Sprachge- 
brauch eine Vereinfachung herbeizuführen. 

Zu § 1 

Die Absätze 1 und 2 enthalten die Begriffsbe- 
stimmung des Körperbehindertseins für das Wirk- 
samwerden der Hilfsmöglichkeiten dieses Gesetzes 
und unterscheiden Körperbehinderte und von einer 
Körperbehinderung bedrohte Personen. Die Ände- 
rung im Absatz 1 ist nur redaktioneller Art. Ab- 
satz 3 schließt zwei Personengruppen Behinderter 
aus, denen durch sozialrechtliche Träger Hilfe zu- 
teil wird. 

Zu § 2 

Der Ausschuß entschloß sich, dem Wunsche des 
Bundesrates zu Absatz 1 Rechnung zu tragen und 
im Satz 1 nach dem Wort „beseitigen“ das Wort 
„insbesondere“ einzufügen. 

Der Bundesrat hatte die Streichung des Absatzes 2 
gewünscht; die Bundesregierung schlägt in ihrer 
Stellungnahme die Änderung des Wortes „gemein- 
same Aufgaben“ in „gemeinsames Anliegen“ vor 
(siehe Drucksache 1594 Anlage 3 Nr. 3 Buchstabe b). 
Der Ausschuß war sich darin einig, nur die mög- 
liche Deutung des Wortes „Aufgaben“ als Verwal- 
tungsaufgaben könne ihn bewegen, auf die ur- 
sprüngliche Regierungsfassung zu verzichten. 

Zu §3 

Der Absatz 1 des Regierungsentwurfs entfällt. 
Der vom Ausschuß beschlossene neue Absatz 1 a 
entspricht dem Absatz 5 der Regierungsvorlage, 
der damit entfällt. 

Absatz 2 enthält eine Zusammenstellung des 
Personenkreises — außer Ärzten — , der verpflich- 
tet ist, Eltern, Pfleger oder Vormünder zur Ver- 
pflichtung nach Absatz 1 a anzuhalten und gege- 
benenfalls selbst Meldung zu erstatten. Entgegen 
der Regierungsvorlage sind Fürsorgepersonen der 
freien Wohlfahrtsverbände von der Verpflichtung 
nach § 3 ausgenommen. Diese Änderung, der die 
Bundesregierung zugestimmt hat, erfolgte auf 
Wunsch des Bundesrates. 


Absatz 3 regelt in den Buchstaben a bis e die 
Aufgaben der Ärzte im Rahmen der Meldepflicht. 

Der Absatz 4 wurde gestrichen. 

Zu den Absätzen 5 und 6 siehe das oben Gesagte. 

Zu § 4 

Beide beteiligten Ausschüsse beschlossen, in Ab- 
satz 1 festzulegen, daß der Landesarzt über be- 
sondere Erfahrungen auf dem Gebiete der Körper- 
behindertenfürsorge verfügen soll. 

Der Absatz 2 entspricht in seiner Fassung dem 
Vorschlag des Bundesrates. 

Zu § 5 

Absatz 1 Buchstabe a erfuhr nur eine redak- 
tionelle Änderung. 

In Absatz 2 erfolgte eine Umstellung der Fest- 
legung der Aufgaben der ärztlichen Beratungs- 
stellen. Buchstabe b wurde Buchstabe a, umgekehrt 
Buchstabe a zu Buchstaben b! und Ci, weil eine Er- 
fassung der Körperbehinderten an den Sprech- 
tagen der Einleitung ärztlicher Maßnahmen voran- 
gehen muß. Die Unterscheidung der verschiedenen 
Heilverfahren (stationär oder ambulant in Buch- 
stabe für Personen, die wegen ihres Leidens 
noch nicht in ärztlicher Behandlung stehen, sowie 
die Unterscheidung von den Personen in Buch- 
stabe Cj, die schon behandelt wurden und zusätz- 
licher ärztlicher Maßnahmen bedürfen, erfolgte auf 
Vorschlag des mitberatenden Ausschusses. 

Buchstabe d bleibt unverändert. 

Die Änderung in Buchstabe e besteht in der Um- 
schreibung des Wortes „Heilplan“ in „Heil- und 
Eingliederungsplan“. Der mitberatende Ausschuß 
wünschte statt dessen das Wort „Rehabilitations- 
plan“, dem sich der federführende Ausschuß jedoch 
nicht anschloß. Die Formulierung: „Versorgung mit 
Körperersatzstücken, orthopädischen und anderen 
Hilfsmitteln“ entspricht der Formulierung im Bun- 
desversorgungsgesetz. Sie wurde gewählt, um die 
Einheitlichkeit gleicher Begriffe in verschiedenen 
Gesetzen zu sichern. 

Die Änderung in Buchstabe f ist formaler Natur. 

a 

Die Bestimmung des Buchstabens g wurde vom 
federführenden Ausschuß zunächst gestrichen, auf 
Grund der Empfehlung des mitberatenden Aus- 
schusses für das Gesundheitswesen jedoch wieder 
eingefügt und wie folgt ergänzt: „zur wissenschaft- 
lichen Auswertung der Wirksamkeit der getrof- 
fenen Maßnahmen“. Wegen der in der neuen Fas- 
sung angegebenen Zweckbestimmung stimmte der 
federführende Ausschuß zu. 

Die Änderung des Absatzes 3 folgert aus den in 
Absatz 2 Buchstaben und C! vorgenommenen 
Änderungen und ist redaktioneller Art. 

Absatz 4 entfällt, da seine Bestimmungen sinn- 
gemäß in Absatz 2 Buchstaben Cj und e enthalten 
sind. 
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Zu § 6 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

Zu §7 

Diese redaktionellen Änderungen ergeben sich 
aus der Neufassung des § 5 Buchstabe e. 

Zu § 9 

Diese Bestimmung sichert die freie Entscheidung 
des Körperbehinderten über die Art seiner Be- 
handlung. Durch die Einfügung des Wortes „un- 
verzüglich“ im letzten Satz soll sichergestellt wer- 
den, daß das Heilverfahren durchgeführt wird, 
selbst wenn der Kostenträger noch nicht ermittelt 
ist. 


Zu §§ 13 und 16 

Es handelt sich um Änderungen redaktioneller 
Art, die sich aus § 5 Buchstabe e ergeben. 

Zu § 17 

Mit dieser Änderung folgte der Ausschuß dem 
Vorschlag des Bundesrates bzw. des Landes Berlin 
(siehe Stellungnahme der Bundesregierung zu § 10 
— Drucksache 1594 Anlage 3). 


Bonn, den 19. November 1956 

Frau Niggemeyer 

Berichterstatterin 


B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1594 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung mit der Überschrift „Entwurf eines 
Gesetzes über die Fürsorge für Körperbehinderte 
und von einer Körperbehinderung bedrohte Per- 
sonen (Körperbehindertengesetz)“ anzunehmen. 


Bonn, den 7. November 1956 


Der Ausschuß für Fragen der öffentlichen Fürsorge 

Frau Niggemeyer 

Vorsitzende und Berichterstatterin 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über die Fürsorge für Körperbehinderte 
und von einer Körperbehinderung bedrohte Personen 
- Drucksache 1594 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Fragen der öffentlichen 

Fürsorge 
(13. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes ülber die Fürsorge für 
Körperbehinderte und von einer Körperbe- 
hinderung bedrohte Personen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Begriffsbestimmung 

(1) Körperbehindert im Sinne dieses Ge- 
setzes sind Personen, die durch eine Fehl- 
form oder Fehlfunktion des Stütz- und Be- 
wegungssystems oder durch Spaltbildungen 
des Gesichts oder des Rumpfes dauernd in 
ihrer Erwerbsfähigkeit wesentlich beeinträch- 
tigt sind oder in Zukunft voraussichtlich be- 
einträchtigt sein werden. Dieses Gesetz fin- 
det auch Anwendung auf Seelentaube und 
HÖrstumme. 

(2) Von einer Körperbehinderung bedroht 
im Sinne dieses Gesetzes sind Personen mit 
einem angeborenen oder erworbenen Leiden 
des Stütz- und Bewegungssystems, das vor- 
aussichtlich zu einer dauernden Fehlform 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes über die Fürsorge für 
Körperbehinderte und von einer Körperbe- 
hinderung bedrohte Personen 

(Körperbehindertengesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Begriff slbestimmung 

(1) Körperbehindert im Sinne dieses Ge- 
setzes sind Personen, die durch eine Fehlform 
oder Fehlfunktion des Stütz- und Bewegungs- 
systemsoder durch Spaltbildungen des Gesichts 
oder des Rumpfes dauernd in ihrer Erweilbs- 
fähigkeit wesentlich beeinträchtigt sind oder 
in Zukunft voraussichtlich sein werden. Die- 
ses Gesetz findet auch Anwendung auf See- 
lentaube und Hörstumme. 


(2) unverändert 
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Entwurf 

oder Fehlfunktion führt und die Erwerbs- 
fähigkeit auf die Dauer wesentlich zu beein- 
trächtigen droht. 

(3) Dieses Gesetz findet keine Anwendung 
auf Personen mit Schädigungen im Sinne der 
Absätze 1 und 2, die wegen dieser Schädi- 
gungen auf Grund des Dritten Buches der 
Reichsversicherungsordnung und des Bundes- 
versorgungsgesetzes mit Ausnahme des Per- 
sonenkreises nach § 45 Abs. 3 Satz 1 des 
Bundesversorgungsgesetzes Entschädigungs- 
leistungen erhalten. 


§ 2 

Aufgabe der Fürsorge für Körperbehinderte 

(1) Aufgabe der Fürsorge für Körper- 
behinderte nach diesem Gesetz ist, drohende 
Körperbehinderung durch rechtzeitiges Ein- 
schreiten zu verhüten, vorhandene zu besei- 
tigen, die Eingliederung der Körperbehin- 
derten in das Erwerbsleben durch Erwerbs- 
befähigung oder eine ihren Fähigkeiten ent- 
sprechende Ausbildung, Fortbildung oder 
Umschulung vorzubereiten oder, falls dies 
nicht mehr möglich ist, ihnen ihr Leiden 
durch Gewährung angemessener Bildung und 
Pflege zu erleichtern. 

(2) Die Fürsorge für Körperbehinderte 
nach diesem Gesetz ist eine gemeinsame Auf- 
gabe aller hierzu befugten Stellen und Per- 
sonen. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 


(3) unverändert 


§ 2 


Aufgabe der Fürsorge für Körperbehinderte 


(1) Aufgabe der Fürsorge für Körper- 
behinderte nach diesem Gesetz ist, drohende 
Körperbehinderung durch rechtzeitiges Ein- 
schreiten zu verhüten, vorhandene zu besei- 
tigen, insbesondere die Eingliederung der 
Körperbehinderten in das Erwerbsleben 
durch Erwerbsbefähigung oder eine ihren 
Fähigkeiten entsprechende Ausbildung, Fort- 
bildung oder Umschulung vorzubereiten 
oder, falls dies nicht mehr möglich ist, ihnen 
ihr Leiden durch Gewährung angemessener 
Bildung und Pflege zu erleichtern. 

(2) Die Fürsorge für Körperbehinderte 
nach diesem Gesetz ist ein gemeinsames An- 
liegen aller hierzu befugten Stellen und Per- 
sonen. 


§ 3 

Meldepflicht 

(1) Personen mit Schädigungen im Sinne 
des § 1 Abs. 1 und 2 sind dem Gesundheits- 
amt zu melden. 

siehe Absatz 5 


(2) Zur Meldung sind verpflichtet 

a) Ärzte und Hebammen als Geburtshelfer 
nach pflichtgemäßer Untersuchung des 
mit ihrer Hilfe geborenen Kindes sowie 


§ 3 

Meldepflicht 

(1) entfällt: hier 

siehe Absatz 3 

(la) Eltern, Vormünder und Pfleger sind 
verpflichtet, die ihrer Personensorge un- 
terstehenden Personen unverzüglich einem 
Arzt vorzustellen, wenn sie bei ihnen eine 
Körperbehinderung oder die drohende Ge- 
fahr einer solchen wahrnehmen; dies gilt 
auch für Personen, denen die Erziehung oder 
Obhut, wenn auch nur zeitweise, übertragen 
ist. 

(2) Hebammen und andere Medizinalper- 
sonen, Lehrer (Lehrerinnen) und Fürsorge- 
personen, letztere, soweit sie nicht für freie 
Wohlfahrtsverbände tätig sind, haben Eltern, 
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Entwurf 

sonstige Ärzte, wenn sie in Ausübung 
ihres Berufes 

b ) Medizinalpersonen und Fürsorgeperso- 
nen, wenn sie gelegentlich ihrer Berufs- 
ausübung 

c) Lehrpersonen, wenn sie bei den ihrer Er- 
ziehung und Obhut anvertrauten Jugend- 
lichen 

eine vorhandene Körperbehinderung oder 
die drohende Gefahr einer solchen wahr- 
nehmen. 

(3) Die Meldung ist unverzüglich an das 
Gesundheitsamt zu erstatten, von den in Ab- 
satz 2 Buchstabe c genannten Personen über 
den Schularzt. 

siehe Absatz 1 


(4) Sind die in Absatz 2 genannten Per- 
sonen Angehörige des öffentlichen Dienstes 
oder Arbeitnehmer, so haben sie ihre Wahr- 
nehmung dem Dienstherrn oder dem Arbeit- 
geber unverzüglich mitzuteilen, dem die 
Meldepflicht nach Absatz 2 und 3 obliegt. 

(5) Eltern, Vormünder und Pfleger sind 
verpflichtet, die ihrer Fürsorge unterstehen- 
den Personen unverzüglich einem Arzt vor- 
zustellen, wenn sie bei ihnen eine Körper- 
behinderung oder die drohende Gefahr einer 
solchen wahrnehmen. Außerdem sind dazu 
verpflichtet Personen, denen die Erziehung 
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Vormünder oder Pfleger zur Erfüllung ihrer 
Verpflichtung nach Absatz 1 a anzuhalten, 
wenn sie bei Ausübung ihres Berufes eine 
Körperbehinderung oder die drohende Ge- 
fahr einer solchen wahrnehmen. Sie sind ver- 
pflichtet, dem Gesundheitsamt Meldung zu 
erstatten, wenn die Verpflichtung nach Ab- 
satz 1 a nicht erfüllt wird. 


(3) Ärzte sind verpflichtet, Personen mit 
Schädigungen im Sinne des § 1 Abs. 1 und 2 

a) über die Notwendigkeit oder Möglich- 
keit einer ärztlichen Behandlung zu be- 
lehren, 

b) durch Aushändigung eines Merkblattes 
über die Hilfsmöglichkeiten nach diesem 
Gesetz zu unterrichten, 

c) dazu anzuhalten, unverzüglich die Bera- 
tungsstelle des Gesundheitsamtes aufzu- 
suchen, 

d) bei ihrem Einverständnis dem Gesund- 
heitsamt unverzüglich zu melden, 

e) auch ohne ihr Einverständnis dem Ge- 
sundheitsamt unverzüglich zu melden, 
wenn sie festgestellt haben, daß das Ge- 
sundheitsamt innerhalb eines Monats 
nicht aufgesucht wurde. 

Sind Personen mit Schädigungen im Sinne 
des § 1 Abs. 1 und 2 minderjährig oder ste- 
hen sie unter Vormundschaft oder Pfleg- 
schaft, so obliegen den Ärzten die in 
Satz 1 genannten Pflichten gegenüber Eltern, 
Vormündern oder Pflegern. 

(4) entfällt 


(5) entfällt hier 

siehe Absatz la 
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oder Obhut, wenn auch nur zeitweise, über- 
tragen ist; Absatz 4 ist entsprechend anzu- 
wenden. 

(6) Von einer Meldung kann abgesehen 
werden , wenn eine Behandlung von kurzer 
Dauer die Körperbehinderung zu beseitigen 
oder eine drohende Körperbehinderung ab- 
zuwenden vermag und die Gewähr besteht, 
daß diese Behandlung ohne öffentliche Hilfe 
rechtzeitig durchgeführt wird. 

§ 4 

Organisation 

(1) Innerhalb jedes Landes ist mindestens 
ein Arzt als Landesarzt für die ihm durch 
dieses Gesetz übertragenen Aufgaben zu be- 
stellen. 

(2) Bei den Gesundheitsämtern sind ärzt- 
liche Beratun gsstellen für Körperbehinderte 
einzurichten. 

(3) Die freiberuflich tätigen Ärzte wirken 
im Rahmen dieses Gesetzes mit. 

§ 5 

Aufgaben der ärztlichen Stellen 

(1) Dem Landesarzt obliegen folgende 
Aufgaben: 

a) Leitung und Wahrnehmung der Sprech- 
tage bei den ärztlichen Beratungsstellen 
für Körperbehinderte oder Beteiligung 
an ihnen, 

b) Erstattung von Gutachten für die für das 
Gesundheits- und das Fürsorgewesen zu- 
ständige Landesbehörde sowie für die 
Träger der Fürsorge für Körperbehin- 
derte, 

c) regelmäßige Unterrichtung der für das 
Gesundheitswesen zuständigen Landes- 
behörde über den Erfolg der Vorbeu- 
gungs-, Erfassungs- und Bekämpfungs- 
maßnahmen auf dem Gebiete der Für- 
sorge für Körperbehinderte. 

(2) Aufgaben der ärztlichen Beratungs- 
stellen für Körperbehinderte sind 

a) Einleitung der ärztlichen Maßnahmen 
für die in § 1 Abs. 1 und 2 genannten 
Personen auf Grund der eingegangenen 
Meldungen sowie auf Grund eigener 
Feststellungen , 
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(6) Ärzte können von einer Meldung ab- 
sehen, wenn eine Behandlung von kurzer 
Dauer die Körperbehinderung zu besei- 
tigen oder eine drohende Körperbehinderung 
abzuwenden vermag und die Gewähr be- 
steht, »daß diese Behandlung ohne öffentliche 
Hilfe rechtzeitig durchgeführt wird. 

§ 4 

Organisation 

(1) Innerhalb jedes Landes ist mindestens 
ein Arzt als Landesarzt zu bestellen, der über 
besondere Erfahrungen auf dem Gebiet der 
Körperbehindertenfürsorge verfügt, 

(2) Die Gesundheitsämter haben die ärzt- 
liche Beratung für Körperbehinderte durch- 
zuführen, 

(3) unverändert 


§ 5 

Aufgaben der ärztlichen Stellen 

(1) Dem Landesarzt obliegen folgende 
Aufgaben: 

a) Organisation und Durchführung von 

Sprechtagen zur ärztlichen Beratung für 
Körperbehinderte sowie Beteiligung an 
ihnen, 

b) unverändert 


c) unverändert 


(2) Aufgaben der ärztlichen Beratungsstel- 
len für Körperbehinderte sind 

a) entfällt hier 

siehe Buchstabe bi 
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b) regelmäßige Veranstaltung von Sprech- 
tagen, 

siehe Buchstabe a 


c) Führung einer Liste für Körperbehin- 
derte , 

siehe Absatz 4 


d) Benachrichtigung des Fürsorgeverbandes 
zur Einleitung fürsorgerischer Maßnah- 
men, auch wenn ärztliche Maßnahmen 
nicht vorgesehen sind, 

e) Aufstellung eines Heilplanes einschließlich 
der Festlegung der erforderlichen Maß- 
nahmen zur Versorgung mit orthopä- 
dischen Behelfen und Ersatzgliedern im 
Einvernehmen mit dem Landesarzt, wo- 
bei der Fürsorgeverband und im Hinblick 
auf die spätere berufliche Eingliederung 
in das Erwerbsleben die zuständige 
Dienststelle der Bundesanstalt für Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung zu beteiligen sind, 


f) ärztliche Überwachung der Durchfüh- 
rung des Heilplanes einschließlich der er- 
forderlichen Nachuntersuchungen der be- 
treuten Personen. 

siehe Buchstabe c 


(3) Soweit für die in § 1 Abs. 1 und 2 ge- 
nannten Personen Ansprüche gegen einen 
Träger der gesetzlichen Krankenversicherung 
oder eine Ersatzkasse bestehen, ist vor Ein- 
leitung ärztlicher Maßnahmen nach Absatz 2 
Buchstabe a und bei Aufstellung der Teile 
des Heilplanes (Absatz 2 Buchstabe e), für 
die die Krankenversicherung die Kosten tra- 
gen oder Zuschüsse leisten soll, die zustän- 
dige Krankenkasse zu beteiligen. 
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b) Veranstaltung von Sprechtagen für Kör- 
perbehinderte, 

bj) Einleitung eines ambulanten oder statio- 
nären Heilverfahrens einschließlich der 
Versorgung mit orthopädischen Hilfs- 
mitteln (ärztliche Maßnahmen) für die in 
§ 1 Abs. 1 und 2 genannten Personen, die 
noch nicht wegen ihres Leidens in ärzt- 
licher Behandlung stehen, 

c) entfällt hier 

siehe Buchstabe g 

c t ) Einleitung zusätzlicher ärztlicher Maß- 
nahmen für die bereits wegen ihres Lei- 
dens in ärztlicher Behandlung stehenden 
Personen im Benehmen mit dem behan- 
delnden Arzt, 

d) unverändert 


e) Aufstellung eines Heil- und Eingliede- 
rungsplanes einschließlich der Festlegung 
der erforderlichen Maßnahmen zur Ver- 
sorgung mit Körperersatzstücken, ortho- 
pädischen und anderen Hilfsmitteln im 
Einvernehmen mit dem Landesarzt, wo- 
bei die behandelnden Ärzte, der Fürsor- 
geverband und im Hinblick auf die spä- 
tere berufliche Eingliederung in das Er- 
werbsleben die zuständige Dienststelle der 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung zu beteiligen 
sind, 

f) Überwachung der Durchführung des 
Heil- und Eingliederungsplanes einschließ- 
lich der erforderlichen Nachuntersuchun- 
gen der betreuten Personen durch die 
ärztliche Leitung, 

g) Führung einer Kartei der betreuten Per- 
sonen zur wissenschaftlichen Auswertung 
der Wirksamkeit der getroffenen Maß- 
nahmen. 

(3) Soweit für die in § 1 Abs. 1 und 2 ge- 
nannten Personen Ansprüche gegen einen 
Träger der gesetzlichen Krankenversicherung 
oder eine Ersatzkasse bestehen, ist vor Ein- 
leitung ärztlicher Maßnahmen nach Absatz 2 
Buchstaben b t und c t und bei Aufstellung 
der Teile des Heil- und Eingliederungsplanes 
(Absatz 2 Buchstabe e), für welche die Kran- 
kenversicherung die Kosten tragen oder Zu- 
schüsse leisten soll, die zuständige Kranken- 
kasse zu beteiligen. 
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(4) Freiberuflich tätige Ärzte , welche die 
in § 1 Abs. 1 und 2 genannten , von den ärzt- 
lichen Beratungsstellen für Körperbehinderte 
erfaßten Personen auf Grund der freien 
Arztwahl behandeln > sollen sich wegen des 
Heilplanes mit der ärztlichen Beratungsstelle 
ins Benehmen setzen . 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 
siehe Absatz 2 Buchstaben ci und e 


§ 6 

Anwendung des allgemeinen Fürsorgerechts 

Für die Fürsorge für Körperbehinderte 
gelten die allgemeinen fürsorgerechtlichen 
Vorschriften, soweit dieses Gesetz nichts 
anderes bestimmt. 


§ 6 

Anwendung des Allgemeinen Fürsorgerechts 

In der Fürsorge für Körperbehinderte gel- 
ten die allgemeinen fürsorgerechtlichen Vor- 
schriften, soweit dieses Gesetz nichts anderes 
bestimmt. 


§ 7 


Aufgaben der Fürsorgeverbände 

(1) Die Landesfürsorgeverbände sollen 
Mittelpunkt aller auf die Fürsorge für Kör- 
perbehinderte nach diesem Gesetz abzielen- 
den Maßnahmen sein; bei ihnen sollen be- 
ratende Arbeitsgemeinschaften mit den Ver- 
bänden der Freien Wohlfahrtspflege, den 
Verbänden der gesetzlichen Krankenkassen, 
den übrigen Trägern der Sozialversicherung, 
den mit der Durchführung des Schwerbeschä- 
digtengesetzes beauftragten und sonstigen 
Stellen und Personen gebildet werden. 

(2) Den Landesfürsorgeverbänden obliegt 
auch die Sorge für solche volljährigen Per- 
sonen, bei denen Leiden im Sinne des § 1 
Abs. 1 nach ärztlicher Voraussicht nicht 
besserungsfähig sind und bei denen wegen 
der Schwere dieses Leidens ständig Anstalts- 
unterbringung erforderlich ist. Den Landes- 
fürsorgeverbänden obliegt ferner die Versor- 
gung mit Ersatzgliedern und sonstigen grö- 
ßeren orthopädischen Behelfen; eine mit Zu- 
stimmung des Bundesrates zu erlassende 
Rechtsverordnung regelt, welche größeren 
orthopädischen Behelfe durch die Landes- 
fürsorgeverbände zu gewähren sind. 


(3) Zu den Aufgaben der Fürsorgever- 
bände gehören auch 

a) Durchführung des Heilverfahrens nach 
dem gemäß § 5 Abs. 2 Buchstabe e auf- 
zustellenden Heilplan; hierzu gehört 
auch, falls bei den in § 1 Abs. 1 genann- 
ten Personen Erwerbsbefähigung nicht zu 
erzielen ist, die Durchführung derjenigen 


§ 7 


Aufgaben der Fürsorgeverbände 


(1) unverändert 


(2) Den Landesfürsorgeverbänden obliegt 
auch die Sorge für solche volljährigen Per- 
sonen, bei denen Leiden im Sinne des § 1 
Abs. 1 nach ärztlicher Voraussicht nicht besse- 
rungsfähig sind und bei denen wegen der 
Schwere dieses Leidens ständig Anstaltsunter- 
bringung erforderlich ist. Den Landesfür- 
sorgeverbänden obliegt ferner die Versor- 
gung mit Körperersatzstücken sowie größe- 
ren orthopädischen und anderen Hilfsmit- 
teln; eine mit Zustimmung des Bundesrates 
zu erlassende Rechtsverordnung regelt, 
welche größeren orthopädischen und anderen 
Hilfsmittel durch die Landesfürsorgever- 
bände zu gewähren sind. 

(3) Zu den Aufgaben der Fürsorgeverbände 
gehören auch 

a) Durchführung des Heilverfahrens nach 
dem gemäß § 5 Abs. 2 Buchstabe e auf- 
zustellenden Heil- und Eingliederungs- 
plan; hierzu gehört auch, falls bei den in 
§ 1 Abs. 1 genannten Personen Erwerbs- 
befähigung nicht zu erzielen ist, die 
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Maßnahmen, die erforderlich sind, um 
die genannten Personen möglichst unab- 
hängig von Pflege durch Dritte oder von 
Anstaltsunterbringung zu machen; 

b) Hilfe zu einer angemessenen Schulausbil- 
dung, mindestens im Rahmen der allge- 
meinen gesetzlichen Bestimmungen über 
die Schulpflicht, erforderlichenfalls auch 
über das volksschulpflichtige Alter hin- 
aus; die Bestimmungen über die Ermög- 
lichung des Schulbesuches im Rahmen der 
allgemeinen Schulpflicht bleiben unbe- 
berührt; 

c) Hilfe zur Fortbildung in einem ange- 
messenen Beruf oder zur Umschulung für 
einen angemessenen Beruf. 

(4) Bei der Einleitung arbeits- und berufs- 
fördernder Maßnahmen und vor der Einglie- 
derung in das Erwerbsleben sind die Dienst- 
stellen der Bundesanstalt für Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung und ge- 
gebenenfalls die sonstigen hierfür zuständi- 
gen Stellen zu beteiligen. 

§ 8 

Hilfe durch Träger der Krankenversicherung 

Sofern Leiden der in § 1 Abs. 1 und 2 ge- 
nannten Personen Krankheiten im Sinne des 
Zweiten Buches der Reichsversicherungsord- 
nung darstellen, regelt sich die Kranken- 
pflege (ärztliche Behandlung sowie Gewäh- 
rung von Arzneien, Heil- und Hilfsmitteln) 
für Versicherte und ihre Familienangehörigen 
im Sinne des § 205 der Reichsversicherungs- 
ordnung nach den Vorschriften der Reichs- 
versicherungsordnung und den jeweiligen 
Satzungen der Versicherungsträger. 

§ 9 

Verpflichtung des Landesfürsorgeverbandes 
bei Gewährung eines stationären Heilver- 
fahrens; Festsetzung einer Beitragspflicht 

(1) Wird gemäß § 5 Abs. 2 Buchstabe e ein 
Heilverfahren in einer Anstalt festgelegt und 
will sich die in § 1 Abs. 1 oder 2 genannte 
Person diesem unterziehen, so hat der Lan- 
desfürsorgeverband dieses Heilverfahren ein- 
schließlich der außerhalb der Anstalt durch- 
zuführenden Maßnahmen zu gewähren. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

Durchführung derjenigen Maßnahmen, 
die erforderlich sind, um die genannten 
Personen möglichst unabhängig von 
Pflege durch Dritte oder von Anstalts- 
unterbringung zu machen; 

b) unverändert 


c) unverändert 


(4) unverändert 


§ 9 

Verpflichtung des Landesfürsorgeverbandes 
bei Gewährung eines stationären Heilver- 
fahrens; Festsetzung einer Beitragspflicht 

(1) Wird gemäß § 5 Abs. 2 Buchstabe e 
ein Heilverfahren in einer Anstalt festgelegt 
und will sich die in § 1 Abs. 1 oder 2 ge- 
nannte Person diesem unterziehen, so hat 
der Landesfürsorgevenband dieses Heilver- 
fahren einschließlich der außerhalb der An- 
stalt durchzuführenden Maßnahmen unver- 
züglich zu gewähren. 
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Beschlüsse des 13. Ausschusses 


(2) Der Landesfürsorgeverband kann ver- 
langen, daß die in § 1 Abs. 1 oder 2 genannte 
Person und ihr nicht getrennt lebender Ehe- 
gatte einen Beitrag zu den Aufwendungen 
für das Heilverfahren nach Maßgabe des § 10 
leisten. 

(3) Decken die nach Maßgabe des § 10 zu 
berücksichtigenden Beträge die Kosten des 
Heilverfahrens in vollem Umfange, so 
braucht der Landesfürsorgeverband das Heil- 
verfahren nicht zu gewähren. 

§ 10 

Umfang der B eit ragspf licht 

Bei der Berechnung des Beitrages zu den 
Kosten des Heilverfahrens hat der Landes- 
fürsorgeverband angemessen zu berücksich- 
tigen 

a) steuerpflichtige Einkünfte der in § 1 
Abs. 1 oder 2 genannten Person und 
ihres nicht getrennt lebenden Ehegatten, 
soweit sie während der Dauer des Heil- 
verfahrens monatlich jeweils ein Zwölftel 
der Verdienstgrenze der Krankenver- 
sicherungspflicht der Angestellten über- 
steigen; die Verdienstgrenze erhöht sich 
für jede tatsächlich überwiegend unter- 
haltene Person um 10 v. H., jedoch höch- 
stens um 50 v. H.; 

b) Leistungen Dritter auf gesetzlicher oder 
vertraglicher Grundlage für die Kosten 
des Heilverfahrens; 

c) Einsparungen an häuslichen Aufwendun- 
gen während der Dauer des Heilver- 
fahrens. 


§ 11 


Inanspruchnahme Dritter gemäß § 21 a 
der Verordnung über die Fürsorgepflicht 

Der Landesfürsorgeverband darf einen 
unterhaltspflichtigen Dritten, abgesehen von 
dem unehelichen Vater (§ 1708 BGB), nach 
§ 21 a der Verordnung über die Fürsorge- 
pflicht nur im Rahmen von § 10 in An- 
spruch nehmen. 


§ 12 

Anspruch des Landesfürsorgeverbandes 

Für die Ansprüche des Landesfürsorgever- 
bandes nach § 9 Abs. 2 gilt § 25 c der Ver- 
ordnung über die Fürsorgepflicht sinngemäß. 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 10 

unverändert 


§ 11 


unverändert 


§ 12 


unverändert 
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§ 13 

Regelung der Hilfe bei orthopädischer 
Versorgung 

Für die Versorgung mit Ersatzgliedern 
oder sonstigen größeren orthopädischen Be- 
helfen sind die Bestimmungen der §§ 9 bis 12 
entsprechend anzuwenden. 

§ H 

Regelung der Hilfe bei ambulanten Heilver- 
fahren sowie bei Maßnahmen zur Erziehung, 
Herstellung der Erwerbsfähigkeit und Berufs- 
förderung 

Während der Durchführung eines ambu- 
lanten Heilverfahrens sowie von Maß- 
nahmen zur Erziehung, zur Herstellung der 
Erwerbsfähigkeit, zur Berufsausbildung, 
Fortbildung oder Umschulung muß der in 
§ 1 Abs. 1 oder 2 genannten Person und den 
mit ihr in Haushaltsgemeinschaft lebenden 
Angehörigen zum Lebensunterhalt ein Be- 
trag aus ihrem Einkommen verbleiben, der 
nicht unter dem Zweifachen des Fürsorge- 
richtsatzes zuzüglich des einfachen Satzes 
eines etwaigen laufenden Mehrbedarfs sowie 
zuzüglich der Miete oder des Mietanteils lie- 
gen darf; werden die genannten Maßnahmen 
stationär durchgeführt, so ist die in § 1 
Abs. 1 oder 2 genannte Person bei der Be- 
rechnung des Betrages außer Betracht zu 
lassen. 

§ 15 

Entzug der Leistungen 

Gefährdet die in § 1 Abs. 1 oder 2 ge- 
nannte Person oder gefährden im Falle der 
Minderjährigkeit dieser Person die Erzie- 
hungsberechtigten durch ihr Verhalten die 
Durchführung der fürsorgerischen Maßnah- 
men, insbesondere den Erfolg des Heilver- 
fahrens, so kann der Fürsorgeverband die 
Gewährung der Leistungen nach Anhörung 
der Betroffenen ganz oder teilweise versagen. 

§ 16 

Ausschaltung der Ersatzpflicht 

(1) In § 25 Abs. 4 der Verordnung über 
die Fürsorgepflicht vom 13. Februar 1924 
(Reichsgesetzbl. I S. 100) in der Fassung des 
Gesetzes über die Änderung und Ergänzung 
fürsorgerechtlicher Bestimmungen vom 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 
§ 13 

Regelung 'der Hilfe bei orthopädischer 
Versorgung 

Für die Versorgung mit Körperersatzstük- 
ken sowie größeren orthopädischen und an- 
deren Hilfsmitteln sind die Bestimmungen 
der §§ 9 bis 12 entsprechend anzuwenden. 

§ 14 

unverändert 


§ 16 

Ausschaltung der Ersatzpflicht 

(1) In § 25 Abs. 4 der Verordnung über 
die Fürsorgepflicht vom 13. Februar 1924 
(Reichsgesetzbl. I S. 100) in der Fassung des 
Gesetzes über die Änderung und Ergänzung 
fürsorgerechtlicher Bestimmungen vom 
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20. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 967) 
wird folgender Buchstabe g eingefügt: 

,,g) die nicht durch Beitrag gemäß § 9 Abs. 2 
gedeckten Kosten des Heilverfahrens und 
der Versorgung mit Ersatzgliedern oder 
sonstigen orthopädischen Behelfen für Kör- 
perbehinderte und von einer Körperbehin- 
derung bedrohte Personen nach dem Gesetz 
vom . . . (Bundesgesetzbl. I S. . .)“. 

(2) In § 25 a Abs. 2 der in Absatz 1 ge- 
nannten Verordnung wird der Buchstabe „f“ 
durch den Buchstaben „g“ ersetzt. 

§ 17 

Anwendung des Gesetzes in Berlin 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. 


(2) Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes. 


§ 18 

Schlußbestimmungen 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des auf 
seine Verkündung folgenden Monats in 
Kraft. 

(2) Zu gleicher Zeit treten alle entgegen- 
stehenden Bestimmungen mit den dazu er- 
lassenen Durchführungsbestimmungen außer 
Kraft, insbesondere 

1. das Preußische Gesetz betreffend die 
öffentliche Krüppelfürsorge vom 6. Mai 
1920 (Preußische Gesetzsammlung S. 280), 

2. die Preußische Ausführungsanweisung 
vom 26. Juli 1920 (Volkswohlfahrt 
Amtsblatt des Preußischen Ministers für 
Volkswohlfahrt S. 179) zu dem unter 
Nr. 1 genannten Gesetz, 

3. die Preußische Verordnung betreffend 
die Erfüllung der Krüppelanzeigepflicht 
in den öffentlichen Schulen und Anstal- 
ten vom 10. September 1920 (Preu- 
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20. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 967) 
wird folgender Buchstabe g eingefügt: 

,,g) die nicht durch Beitrag gemäß § 9 Abs. 2 
gedeckten Kosten des Heilverfahrens und 
der Versorgung mit Körperersatzstücken, 
orthopädischen und anderen Hilfs- 
mitteln für Körperbehinderte und von 
einer Körperbehinderung bedrohte Per- 
sonen nach dem Gesetz vom 

(Bundesgesetzbl. IS. ...)“. 

(2) unverändert 


§ 17 


Anwendung des Gesetzes in Berlin 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 i(Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. Das Land Berlin ist be- 
rechtigt, in Fällen des § 10 Buchstabe a die 
Verdienstgrenze nach dem im übrigen Bun- 
desgebiet geltenden Satz zu berechnen. 


(2) unverändert 


§ 18 

Schlußbestimmungen 
(1) unverändert 


(2) Zu gleicher Zeit treten alle entgegen- 
stehenden Bestimmungen mit den dazu er- 
lassenen Durchführungsbestimmungen außer 
Kraft, insbesondere 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 
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Entwurf 

Bischer Staatsanzeiger Nr. 212 vom 
20. September 1920), 

4. die Preußische Verordnung betreffend 
die Erfüllung der Krüppelanzeigepflicht 
durch Privatlehrer und Privatschulleh- 
rer vom 16. September 1920 (Preu- 
ßischer Staatsanzeiger Nr. 212 vom 
20. September 1920), 

5. die Preußische Verordnung betreffend 
die Krüppelanzeigepflicht vom 12. De- 
zember 1924 (Preußischer Staatsanzei- 
ger Nr. 293 Jahrgang 1924), 

6. der Preußische Erlaß vom 15. Dezember 
1924 betreffend Ausführungsvorschrif- 
ten zu der Verordnung betreffend die 
Krüppelanzeigepflicht vom 12. Dezem- 
ber 1924 (Volkswohlfahrt Amtsblatt des 
Preußischen Ministers für Volkswohl- 
fahrt 1925 S. 20), 

7. § 15 des Runderlasses des ehemaligen 
Badischen Ministeriums des Innern vom 
1. Oktober 1936 Nr. 100 000, Landes- 
fürsorgeverband Baden betreffend (Ba- 
disches Verwaltungsblatt S. 699 Anlage), 

8. Artikel 8 des Württembergischen Lan- 
desfürsorgegesetzes vom 27. Februar 
1940 (Regierungsblatt für Württemberg 
S. 29), soweit seine Bestimmungen durch 
dieses Gesetz überholt sind, 

9. Artikel 4 des Bayerischen Ausführungs- 
gesetzes zur Reichsverordnung über die 
Fürsorgepflicht vom 23. Mai 1939 
(Bayerisches Gesetz- und Verordnungs- 
blatt S. 185), 

10. das Braunschweigische Gesetz über die 
vorbeugende Krüppelfürsorge für Ju- 
gendliche vom 29. Marz 1924 (Gesetz- 
und Verordnungssammlung 64 S. 142), 

11. Abschnitt III Kapitel 7 Teil 1 des Ge- 
setzes betreffend die Vereinfachung und 
Verbilligung der öffentlichen Verwal- 
tung des Freistaates Oldenburg vom 
27. April 1933 (Gesetzblatt für den 
Freistaat Oldenburg, Landesteil Olden- 
burg, 48. Band S. 171), 

12. die Bekanntmachung des Oldenbur- 
gischen Staatsministeriums betreffend 
Anzeigepflicht für Krüppel vom 9. De- 
zember 1929 (Gesetzblatt für den Frei- 
staat Oldenburg, Landesteil Oldenburg 
S. 395). 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 


4. unverändert 


5. unverändert 


6. unverändert 


7. unverändert 


8. unverändert 


9, Artikel 4 des Bayerischen Ausführungs- 
gesetzes zur Reichsverordnung über die 
Fürsorgepflicht vom 23. Mai 1939 (Baye- 
risches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 185), soweit er sich auf die in diesem 
Gesetz geregelten Maßnahmen bezieht, 

10. unverändert 


11. Abschnitt III Kapitel 7 Teil 1 des Ge- 
setzes betreffend die Vereinfachung und 
Verbilligung der öffentlichen Verwaltung 
des Freistaates Oldenburg vom 27. April 
1933 (Gesetzblatt für den Freistaat Ol- 
denburg, Landesteil Oldenburg, 48. Band 
S. 171), soweit seine Bestimmungen durch 
dieses Gesetz überholt sind, 

12, unverändert 
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